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zung mit den Kompetenznormen - insbesondere 
Art. 100 und Art. 235 EWGV - im Bereich der 
Gleichbehandlungspolitik und der Bindungswir­
kung von Richtlinien. Denn der Rat hat sich im 
Bereich der Geschlechtergleichbehandlung auf 
den Erlaß von Richtlinien beschränkt, obwohl er 
auch das Mittel der Verordnung hätte wählen kön­
ne. Inwieweit und warum die Richtlinie dennoch 
ein geeignetes Rechtsinstrument zur Durchset­
zung der Gleichbehandlung von Mann und Frau 
sein kann, wird von Christine Langenfeld leider 
nur rechtlich erarbeitet, ohne dabei politische 
Schlußfolgerungen zu ziehen. 

Hervorzuheben und für die „eilige" Leserin 
von be onderem Interesse ist das 3. Kapitel. Hier 
wird die „Klärung von Einzelfragen der Ge­
schlechtergleichbehandlung unter Rückgriff auf 
die Rechtsprechung des EuGH" vorgenommen. 
Um einige Stichworte zu nennen: 
- mittelbares und unmittelbares Diskrirninie­

rungsverbot 
- Regelung der Beweislast 

Ausnahmeregelung vom Diskriminierungsver­
bot 

- gleiches Entgelt für gleiche/gleichwertige Ar­
beit 

- Sanktionsregelung bei Geschlechtsdiskrimi­
merung 
Ausnahme vom Gleichbehandlungsgebot bei 
der Richtlinie zu den gesetzlichen Systemen 
der sozialen Sicherheit. 
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Unschwer erkennbar ist die Aktualität dieser 
Dissertationsschrift für Juristinnen, die sich mit 
der Rechtsprechung des EuGH beschäftigen, ge­
rade im Hinblick auf deren Umsetzung bzw. An­
wendung im innerstaatlichen Recht. 

Alles in allem, das Buch ist empfehlenswert. 
Allerdings verwundert die konsequente Ignoranz 
der feministischen Rechtszeitschrift „STREIT", 
die sich in mehreren Beiträgen bereits mit der 
Rechtsprechung des EuGH im Bereich der 
Gleichbehandlung der Geschlechter im Erwerbs­
leben auseinandergesetzt hat und bei Christine 
Langenfeld keinerlei Erwähnung findet. 

Heike Dieball 

EG-Rat 
Empfehlung zur Förderung positiver 
Maßnahmen für Frauen 
vorn 13.12.1984- 84/635/EWG -

DER RAT DER E UROPÄ!SCHEN GEM E!NSCHAFTEN 

IN ERWÄGUNG NACHSTEHENDER GRÜNDE. 
Zur Förderung der Chancengleichheit der Frauen wur­

den auf Gemeinschaftsebene bereits verschiedene Aktionen 
eingeleitet. So hat der Rat auf der Grundlage der Artikel 100 
und 235 des Vertrages die Richtlinien 75/117/EWG 1

, 

76/207/EWG 2 und 79/7/EWG 3
, über die Gleichbehandlung 

von Männern und Frauen erlassen. Außerdem sind Arbeiten im 
Hinblick auf die Annahme weiterer Rechtsakte im Gange. 

In An:ikel 2 Absatz 4 der Richtlinie 76/207/EWG heißt 
es, diese Richtlinie stehe nicht den Maßnahmen zur Förderung 
der Chancengleichheit für Männer und Frauen, insbesonderer 
durch Beseitigung der tatsächlich bestehenden Ungleichheiten, 
die die Chancen der Frauen in den in Artikel 1 Absatz 1 
genannten Bereichen beeinträchtigen, entgegen. 

Die geltenden Rechtsvorschriften über die Gleichbe­
handlung, die zur Stärkung der Rechte des Einzelnen erlassen 
wurden, reichen nicht aus, um alle faktischen Ungleichheiten 
zu beseitigen, wenn nicht die Regierungen, die Sozialpartner 
und sonstige beteiligte Stellen gleichzeitig tätig werden, um 
gegen die Benachteiligung der Frauen in der Arbeitswelt vor­
zugehen, die durch Einstellungen, Ve~haltensmuster und 
Strukturen in der Gesellschaft verursacht wird. 

In seiner Entschließung vom 12. Juli 1982 zur Förderung 
der Chancengleichheit der Frauen 4 hat der Rat die allgemeinen 
Ziele des neuen Aktionsprogramms der Gemeinschaft zur För­
derung der Chancengleichheit der Frauen ( 1982/ l 985), nämlich 
die lntensivierung der Aktion, mit der die Einhaltung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen 
gewährleistet werden soll, und die Förderung der Chancenglei­
cheit in der Praxis durch positive Aktionen (Teil B des Pro­
gramms), gebilligt und den Willen zum Ausdruck gebracht, 
geeignete Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele zu ergreifen. 

In einer Zeit der wirtschaftlichen Krise sollte die Aktion 
auf gemeinschaftlicher und einzelstaatlicher Ebene nicht nur 
fortge etzt, sondern auch intensiviert werden, um die Verwirk­
lichung der Chancengleichheit in der Praxis durch positive 
Aktionen zu fördern, namentlich in bezug auf das gleiche 

1 ABI. Nr. L 45 vom 19.2.1975, S. 19 
2 ABI. r. L 39 vom 14.2.1976, S. 40 
3 ABI.Nr.L6vom 10.1.1979,S.24 
4 ABI. r.Cl86vom21.7.l982,S.3 
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Entgelt und die Gleichbehandlung beim Zugang zur Beschäf­
tigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie 
bei den Arbeitsbedingungen. 

Das Europäische Parlament hat die Wichtigkeit positiver 
Aktionen betont -

EMPFIEHLT DEN MITGLIEDSTAATEN 
1. 
eine Politik positiver Maßnahmen anzunehmen, um die fakti­
schen Ungleichheiten, mit denen die Frauen im Berufsleben 
konfrontiert sind, zu beseitigen, sowie die Aufhebung der Ge­
schlechtertrennung am Arbeitsmarkt zu fördern; diese Politik 
umfaßt im Rahmen der einzel taatlichen Politiken und der 
einzelstaatlichen Praxis sowie unter voller Beachtung der Zu­
ständigkeiten der Sozialpartner geeignete allgemeine und spe­
zifische Maßnahmen, deren Ziel es ist, 

a) der Benachteiligung der erwerbstätigen oder arbeit­
suchenden Frauen aufgrund der vorhandenen Einstellungen, 
Verhaltensmuster und Strukturen, die auf einer herkömmlichen 
Rollenverteilung in der Gesellschaft zwischen Männern und 
Frauen basieren, entgegenzuwirken oder sie auszugleichen; 

b) die Beteiligung der Frauen in den verschiedenen Beru­
fen und Bereichen des Arbeitslebens, in denen sie gegenwärtig 
unterrepräsentiert sind, insbe andere in den zukunftsträchti­
gen Sektoren, und auf den Ebenen mit höherer Verantwortung 
zu fördern, um zu einer besseren Nutzung aller menschlichen 
Ressourcen zu gelangen; 

2. 
einen Rahmen mit geeigneten Bestimmungen festzulegen, um 
die Einführung und Ausweitung solcher Maßnahmen zu för­
dern und zu erleichtern; 

3. 
im öffentlichen Sektor und in der Privatwirtschaft positive 
Maßnahmen zu treffen, fortzusetzen oder zu fördern; 

4. 
dafür Sorge zu tragen, daß die positiven Maßnahmen möglichst 
Aktionen betreffend folgende Aspekte einschließen: 

- Informationen und Aufklärung der breiten Öffentlich­
keit und der Arbeitswelt über die otwendigkeit, die Chan­
cengleichheit der Frauen im Berufsleben zu fördern; 

- Wahrung der Würde der Frauen am Arbeitsplatz; 
-qualitative und quantitative Studien und Analysen über 

die Situation der Frauen auf dem Arbeitsmarkt; 
- Diversifizierung der Berufswahl und bessere Entspre­

chung der beruflichen Qualifikationen, insbesondere durch 
adäquate Berufsbildung einschließlich der Durchführung flan­
kierender Maßnahmen und des Einsatzes geeigneter pädagogi­
scher Mittel; 

- Maßnahmen zu dem Zweck, daß die Arbeitsvermitt­
lungs- und Berufsberatungsdienste über qualifiziertes und aus­
reichendes Personal verfügen, um Dienstleistungen zu 
erbringen, die sich auf die erforderliche Kenntnis der besonde­
ren Probleme der Frauenarbeitslosigkeit stützen; 

- in Bereichen, Berufen und auf Ebenen, wo Frauen 
unterrepräsentiert sind, Förderung der Bewerbung, der Ein­
stellung und des Aufstiegs von Frauen, insbesondere in verant­
wortlichen Stellungen; 

- Anpassung der Arbeitsbedingungen, eugestalrung 
der Arbeit und der Arbeitszeit; 

- Förderung flankierender Maßnahmen, die beispiels­
weise auf eine bessere Rollenverteilung in Beruf und Gesell­
schaft hinwirken; 

- aktive Teilnahme von Frauen in Entscheidungsgremien, 
einschließlich derjenigen, die Arbeitnehmer, Arbeitgeber und 
Selbständige vertreten; 

5. 
zu gewährleisten, daß die unter den ummern I bis 4 genann­
ten Aktionen und Maßnahmen der Öffentlichkeit und der 
Arbeitswelt, im besonderen aber den potentiell Begünstigten, 
in möglichst umfassender Weise durch alle geeigneten Mittel 
zur Kenntnis gebracht werden; 
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6. 
die einzelstaatlichen Ausschüsse und Stellen, die für Chancen­
gleichheit zuständig sind, in die Lage zu versetzen, einen be­
deutsamen Beitrag zur Förderung derartiger Maßnahmen zu 
leisten. Diese setzt voraus, daß diese Gremien mit den entspre­
chenden Aktionsmitteln ausgestattet werden; 

7. 
im Rahmen des Möglichen die Sozialpartner zu ermutigen, 
innerhalb ihrer eigenen Organisationen und am Arbeitsplatz 
positive Aktionen zu fördern, indem beispielsweise Leitlinien, 
Grundsätze, Verhaltens- oder Verfahrenskodizes oder andere 
geeignete Wege für die Durchführung solcher Aktionen vorge­
schlagen werden; 

8. 
auch im öffentlichen Sekror beispielgebende Anstrengungen 
zur Förderung der Chancengleichheit zu unternehmen, na­
mentlich in Bereichen, in denen neue Information technolo­
gien eingesetzt oder entwickelt werden; 

9. 
geeignete Vorkehrungen für die Erfassung von Informationen 
über die von den öffentlichen und privaten Stellen getroffenen 
Maßnahmen und für die Beobachtung und Bewertung dieser 
Maßnahmen zu treffen. 

ER FORDERT DIE KOMMISSION DESHALB AUF, 
1. 
in Verbindung mit den Mitgliedstaaten einen systematischen 
Austausch von Informationen und Erfahrungen über positive 
Aktionen innerhalb der Gemeinschaft und der Bewertung zu 
fördern und durchzuführen; 
2. 
dem Rat binnen drei Jahren nach der Annahme dieser Empfeh­
lung anhand der von den Mitgliedstaaten übermittelten Infor­
mationen einen Bericht über den Stand ihrer Verwirklichung 
vorzulegen. 

Bundesarbeitsgemeinschaft kommuna­
ler Frauenbüros':-
Pressemitteilung 

Unter dem Leitgedanken „Helfen statt 
Schweigen" hat der Deutsche Kinderschutzbund 
auf Initiative der Werbeagentur LI TAS: 
FRA KFURT eine Anzeigenkampagne zur sexu­
ellen Ausbeutung von Kindern begonnen. 

Die Sprecherinnen der Bunde arbeitsgemein­
schaft kommunaler Frauenbüros sprechen sich 
entschieden - und entsetzt - gegen die Art und 
Weise aus, in der LI TAS und Deutscher Kinder­
schutzbund den sexuellen Mißbrauch an Mädchen 
und Jungen darstellen. Sexueller Mißbrauch ist ein 
Angriff auf das kindliche Sein, alles Denken und 
Fühlen verändert sich durch diese erschreckende 
Erfahrung, die kindliche Identität wird zentral 
verletzt. Selbstverständlich wissen dies auch die 
Verantwortlichen des Kinderschutzbundes. Um 
so weniger ist zu verstehen, daß prachliche Ver­
bindungen und Vokabular des Textes der Anzeigen 
so gewählt sind, daß Bagatellisierung, Verharmlo­
sung, Verfälschung, Bestätigung von Vorurteilen 
dabei herauskommen. 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros 
ist ein Zusammenschluß von Frauenbeauftragten der 
Kommunen, Gemeinden und Kreise. 
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